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Arbeitsmarktreform und Statistik 

Neue Anforderungen an die Sozialberichterstattung 

 

Mit der Umsetzung der sogenannten „Hartz-Reformen“ (insbesondere der Einführung des Arbeitslosengeldes II 

zur „Grundsicherung für Arbeitsuchende“) sind nunmehr seit fast drei Jahren die umfassendsten und 

tiefgreifendsten Arbeitsmarktreformen in der Geschichte der Bundesrepublik arbeitsmarktpolitische 

Wirklichkeit geworden und bestimmen das Leben vieler Menschen in der Bundesrepublik. Zu diesem 

Reformwerk hat sich auch die Landesregierung Brandenburgs ausdrücklich und mehrfach bekannt. Diese 

Umsetzung soll aktiv und kritisch begleitet und die Träger dieser Umsetzung (insbesondere die 2004/2005 

gebildeten Arbeitsgemeinschaften – ARGEn – aus Kommunen und Agenturen für Arbeit in den einzelnen 

Regionen des Landes sowie die im Rahmen der Experimentierklausel zugelassenen kommunalen Träger der 

Grundsicherung nach SGB II in ausgewählten Landkreisen – d. h. die Optionskommunen) sollen unterstützt 

werden. Diese geänderte Sozialgesetzgebung, im öffentlichen Bewusstsein im wesentlichen unter dem 

Terminus „Hartz IV“ subsumiert, ist mit weitreichenden Auswirkungen auf die Lebensbedingungen 

insbesondere sozial schwächerer Bevölkerungsgruppen verbunden. Die Sozialberichterstattung der Länder und 

Kommunen hatte dem Rechnung zu tragen und diese Veränderungen zu erfassen und darzustellen.  

Die adäquate Abbildung der Wirkungen dieses Reformpaketes auf bestimmte Teile der Bevölkerung, den 

Arbeitsmarkt und die Sozialstatistik bzw. die Sozialberichterstattung bedingt bzw. geht einher mit 

Veränderungen in der Datenlandschaft seit 01. 01. 2005 (insbesondere Veränderungen in der Arbeitslosen- und 

Sozialhilfestatistik durch „Hartz IV“ und entsprechenden gesetzlichen Regelungen im SGB II) und ist 

gekennzeichnet durch die Einführung gänzlich neuer Daten und Datenreihen als Basis neuartiger 

Sozialindikatoren (insbesondere zur Grundsicherung für Arbeitsuchende). Wie sich dies bereits in der laufenden 

Sozialberichterstattung (hier dargestellt am Beispiel des Landes Brandenburg) zeigt bzw. wo Neuland in der 

Berichterstattung über Auswirkungen und Veränderungen auf der Basis sozialgesetzlicher Neuregelungen 

betreten werden muss, darum soll es in dieser IFAD-Edition gehen.  

  


